— SE. — 


Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 20. 


(Nr. 3401.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. April 1851., betreffend die Chauſſeegeld-Erhebung 
f auf der Kommunal-Chauſſee von Mettnich nach Tholey und die Anwen— 
dung der dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten 
Beſtimmungen wegen der Ehauffeepolizei = Vergeben auf „die gedachte 
Chauſſee. i 


Ai Ihren Bericht vom 2. April d. J. genehmige Ich, daß auf der neu— 
erbauten Kommunal-⸗Chauſſee von Mettnich nach Tholey, im Regierungs-Be⸗ 
55 Trier, das Chauſſeegeld für Eine Meile nach dem jedesmal fuͤr die Giaats⸗ 
hauſſeen geltenden Tarife erhoben werde. Zugleich beſtimme Ich, daß die 
dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
1 5 hauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Chauſſee Anwendung 
inden ſollen. 2 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. | 

Charlottenburg, den 30. April 1851. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten und den 
Finanzminiſter. 


* 


Jahrgang 1851. (Nr. 240134020 49 (Nr. 3402.) 
Ausgegeben zu Berlin den 18. Juni 1854, 


EL 
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(Nr, 3402.) Geſetz wegen der Kriegsleiſtungen und deren Vergütung. Vom 11. Mai 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. . 


verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


$ 1. 


Allgemeine Von dem Tage ab, an welchem die Armee auf Befehl des Königs 
Ben mobil gemacht wird, tritt die Verpflichtung des Landes zu allen Leiſtungen 
Bar. fuͤr Kriegszwecke nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ein. 


K. 2. 


Entſchädi⸗ Dieſe Leiſtungen ſollen nur inſoweit, als die Beſchaffung der Beduͤrfniſſe 

bee eh nicht durch freien Ankauf reſp. Baarzahlung erfolgen kann, in Anſpruch 

enommen und, mit alleiniger Ausnahme der im F. 3. aufgeführten, aus 
taatsfonds verguͤtigt werden. 


a H. 3. 
. Aus Staatskaſſen erfolgt keine Verguͤtigung: 
ngen. 
en 1) für die Gewährung des Naturalquartiers für Offiziere, Militairbeamte, 


Mannſchaften und Pferde, ſowohl der mobilen als auch der nicht 
mobilen Truppen auf Maͤrſchen und in Kantonnirungen; f 

2) für die Geſtellung der erforderlichen Wegweiſer, Boten, des Vorſpanns 
und ſonſtiger Transportmittel, ſofern ſolche nicht zur Fortſchaffung der 
Beſtaͤnde eines Magazins in ein anderes benutzt werden; ingleichen fuͤr 
die Geſtellung der zum Wege- und Bruͤckenbau und zu fortifikatoriſchen 
——— fuͤr voruͤbergehende Zwecke erforderlichen Mannſchaſten und 

eſpanne. 
Doch ſind auch dieſe Leiſtungen, und zwar nach Vorſchrift des 

§. 10. und $. 11. dieſes tan zu verguͤtlgen, ſobald und infoweit 

a) Menſchen und Pferde über 4 Meilen von ihrem Wohnorte ent⸗ 
fernt werden; 

b) die Handarbeitstage innerhalb Monatsfriſt den zehnten Theil der 
Geſammtbevoͤlkerung der aufgebotenen Gemeinde uͤberſteigen; 

c) die Geſpannarbeitstage in derſelben Friſt uͤber die doppelte Zahl 
der vorhandenen Geſpanne hinausgehen; 

3) für die Ueberweiſung von disponiblen oder leer ſtehenden Gebäuden zur 
Anlegung von e und Lazarethen, ſowie derjenigen Raͤumlich⸗ 
keiten, welche fuͤr Wachen, Handwerksſtaͤtten und zur Unterbringung 

von 
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von Militaireffekten erforderlich ſind; ferner fuͤr die Gewaͤhrun freier 
Plaͤtze und unbeftellter Grundſtuͤcke — bis zur Zeit der Saatbeſte > 
zu Lägern und Bivouaks, zu den Uebungen der Truppen und zur Auf⸗ 
ſtellung der Geſchuͤtze und Fahrzeuge. 


H. 4. 


Durch Landlieferung iſt NR Bedarf an Brodmaterial, Hafer, Heu und 
Stroh und, ſofern die Umſtaͤnde es erfordern, auch an Fleiſch zur Verſorgung 115 ii 
der Magazine zu beſchaffen, deren Anlegung und Fuͤllung nach Zeit und Ort « Cantliefe- 
von der oberſten Militairbehörde beſtimmt wird. . 


gazine. 
H. 655 


Die Vertheilung des Bedarfs erfolgt: 

1) auf die Provinzen, durch den Miniſter des Innern unter Beruͤckſichti⸗ 
gung der Leiſtungsfaͤhigkeit und Lage derſelben; dabei ift auf eine moͤg⸗ 
ichſt billige Ausgleichung Bedacht zu nehmen; 

2) innerhalb der Provinzen auf die Kreiſe, durch die Oberpraͤſidenten unter 
Zuziehung eines von der Provinzialvertretung gewaͤhlten Ausſchuſſes; 

3) innerhalb der Kreiſe auf die Gemeinden, durch die Landräthe unter 
Zuziehung eines von der Kreisvertretung gewaͤhlten Ausſchuſſes. 


H. 6. 


Die Höhe der Verguͤtigung für die nach $$. 4. und 5. bewirkten Land⸗ 
lieferungen an Lebensmitteln und Fourage wird nach den Durchſchnittspreiſen 
der letzten zehn Friedensjahre — mit Weglaſſun des theuerſten und wohlfeil- 
ften Jahres — befiimmt. Dabei werden die Preiſe nach den in Folge des 
Geſetzes vom 2. März 1850. (Geſetz Sammlung 1850. Seite 86.) feſtgeſetzten 
Normalmarktorten fuͤr die danach gebildeten Bezirke, und in den Landestheilen, 
in denen jenes Geſetz nicht zur Ausfuͤhrung gekommen iſt, fuͤr jeden Kreis die 
Preiſe des Hauptmarktortes des Kreiſes zum Grunde gelegt. 


H. 7. 


b Die Verwaltung der Dagagine, deren Beſtaͤnde mit der Einlieferung 
in das Eigenthum des Staats übergehen, iſt Sache der Staatsbehörden; die 
der Etappenmagazine kann jedoch ‚auch den Kommunalbehoͤrden übertragen 
werden, inſofern am Orte Königliche Magazine und Magazinverwaltungen 
nicht vorhanden ſind, welche zu dieſem Zwecke benutzt werden ee 


Leiſtungen 


H. 8. 


Die Fourage für die Mobilmachungspferde, von dem Tage der Ueber: v. Son 
nahme derſelben Ceiens der Militairbehörde, und Für die Pferde der auf dem Ware 
Gr. 3402) 49 * N Marſche 


re 
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Marſche und in Kantonnirungen befindlichen Truppen iſt von den betreffenden 
Gemeinden zu liefern, inſofern der Empfang derſelben nicht aus Magazinen 
ſollte ſtattfinden koͤnnen, und wird nach den im H. 6. für Landlieferungen 
beſtimmten Saͤtzen verguͤtigt. 


§. 9. 


c, Ratural- Fuͤr die Naturalverpflegung an Offiziere, Militairbeamte und Soldaten, 

Verpfiegung. die auf Maͤrſchen und in Kantonnirungen gewaͤhrt werden muß, inſoweit die 

Verpflegung nicht aus Magazinen ſtattfinden kann, wird den Gemeinden reſp. 
Quartiertraͤgern eine Entſchädigung gewährt, pro Kopf und Tag, 


a) wenn das Brod aus den Magazinen in natura empfangen werden 


kann, von 3 Sgr. 9 Pf.; 


b) er auch das Brod vom Quartiertraͤger verabreicht werden muß, von 
gr. 


Die Hälfte dieſer Säge wird gutgethan, wenn bei eiligen Maͤrſchen, bei 
Benutzung der Eiſenbahn und ahnlichen Veranlaſſungen, nur ein Theil der 
Verpflegung, z. B. das Mittagseſſen allein oder eine Abendmahlzeit und das 
Fruͤhſtuck allein verabreicht werden kann. Dabei wird für alle vorſtehenden 
Faͤlle beftimmt, daß der Einquartierte — ſowohl der Offizier und Beamte als 
auch der Soldat — ſich in der Regel mit dem Tiſche ſeines Wirths zu be⸗ 
gnügen hat. Bei etwa vorkommenden Streitigkeiten muß demſelben dasjenige 
gewaͤhrt werden, was er nach dem Verpflegun sregulativ bei einer Mer: 
pflegung aus dem Magazine zu fordern berechtigt ſein wuͤrde. 


F. 10. 


d. Vorſpann. Fuͤr den Vorſpann, ſoweit er nach H. 3. ad 2. nicht unentgeltlich zu 
leiſten iſt, finden die für Friedenszeiten geſetzlich beſtehenden Verguͤtigungs⸗ 
Saͤtze Anwendung. 


H. 11. 


e. Sonſtige Fuͤr die Gewährung der Arbeitskräfte und Transportmittel, mit Aus- 
Mie Abe nahme des Vorſpanns (F. 10.), ſoweit ſolche das im $. 3. sub 2. feftgeftellte 
ten ac, Maaß zu unentgeltlichen Leiſtungen uͤberſteigen, — ferner für die Gewaͤhrung 

des Holzes zur Erbauung von Huͤtten und Baracken, des Lagerſtrohs und des 

Koche und MWärmeholzes für die Laͤger und Bivouaks, ſowie der Materialien 

zum Brückenbau, wird die Vergütigung nach den in gewöhnlichen Zeitverhält- 
niſſen ortsuͤblichen Preiſen gewaͤhrt. 


$. 12. 


. Grund- Außer den Gebäuden, Raͤumlichkeiten und Grundſtuͤcken, welche die 
Heben. Gemeinden nach $. 3. No. 3. unentgeltlich herzugeben haben, find dieſelben 
f zur 


—— 


— Ueberweiſung der ſonſtigen fuͤr den Kriegsbedarf erforderlichen Gebaͤude, 
ager⸗, Bivouaks⸗ und Uebungsplätze, ſowie der zur Anlegung von Wegen 
erforderlichen Grundſtuͤcke und Materialien, gegen eine durch Kommiffarien 
feſtzuſtellende Verguͤtigung verpflichtet. In gleicher Weiſe wird die Entſchaͤ⸗ 
digung für entzogene Benutzung der Grundſtuͤcke, welche zur Ergaͤnzung forti⸗ 
fikatoriſcher Anlagen im Falle der Armirung einer Feſtung erforderlich ſind, 
unter Beruͤckſichtigung des verminderten Werths, feſtgeſtellt, ſofern die Rayon⸗ 
Geſetze nicht ſchon den Anſpruch auf Entſchaͤdigung ausſchließen. Werden 
die Grundſtuͤcke nach eingetretener Desarmirung der Feſtung nicht zuruͤck— 
gegeben, ſo erfolgt die Entſchaͤdigung nach den fuͤr Expropriationen bestehenden 
geſetzlichen Vorſchriften. s 


§. 13. 


Ueber die nach H. 4 — 12. zu gewährenden Verguͤtigungen ſtellt der 
Staat Anerkenntniſſe aus, welche vom erſten Tage des auf die Lieferung 
folgenden Monats mit vier Prozent jährlich verzinſet werden. Die feſtgeſtellte 
Vergutigung wird kreisweiſe gewährt, und bleibt es den Kreiſen reſp. Ge⸗ 
meinden uͤberlaſſen, die Ausgleichung unter den Eingeſeſſenen zu bewirken. 


$. 14. 


„Die Geſtellung der Mobilmachungspferde für die Gardetruppen (ein- 8. Mobilma⸗ 
ſchließlich der Garde-Landwehr), für die Linientruppen und die Trains findet Hunge-Perbe 
nach Maaßgabe der Verordnung vom 24. Februar 1834. (Geſetz⸗Sammlung Erſatz. ) 
1834. Seite 50.) ſtatt. Die eſtimmungen derſelben tiber die Verguͤtigung f 
finden auch Anwendung auf den Erſatz des Abgangs an Pferden zur Zeit des j 

ieges, welcher Erſatz von denjenigen Bezirken geleiſtet werden muß, wo der | 

gang eingetreten ift. 
Die Geſtellung der Mobilmachungspferde fr die Provinzial= Landwehr 
erfolgt in Gemäßheit der vorgedachten Verordnung und auf Grund der Land⸗ 
wehrordnung vom 21. November 1815. von den zu den betreffenden Land⸗ 
wehr⸗Bataillonsbezirken gehörigen Kreiſen unentgeltlich. Den Erſatz des 
bganges während des mobilen Zustandes übernimmt die Staatskaſſe. Beim 
Eintritt der Demobilmachung ſind den betreffenden Kreiſen reſp. Landwehr: 
Bataillonsbezirken die von ihnen früher geſtellten, effektiv noch vorhandenen 
oder vom Staate erſetzten Pferde in natura zuruͤckzuliefern. Sind Landwehr— 
pferde wegen Unbrauchbarkeit zum Dienſt verkauft und nicht erſetzt worden, ſo 
gebührt der volle Erloͤs den betreffenden Kreiſen. 


§. 15. 


„ Alle anderen Kriegsleiſtungen, z. B. die Lieferung von Armatur-, Be: 5. Bankier 
kleidungs⸗, Leder- und Reitzeug⸗Stuͤcken, Schanz⸗ und Handwerkszeug, n 
equipage⸗Gegenſtaͤnden, Hufbeſchlag, Arzneien, Verbandmitteln und ſonſtigen ’ 
extraordinairen Beduͤrfniſſen zur Heilung und Pflege der Kranken und Ver⸗ 

(Nr, 3402.) wun⸗ 
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wundeten, — die Anfertigung von Bekleidungs- und Ausruͤſtungs⸗Gegenſtaͤn⸗ 
den u. ſ. w. werden nach den am Orte zur Zeit der Lieferung oder Anferti⸗ 
ung beſtehenden Durchſchnittspreiſen aus den bereiteſten Beſtaͤnden der Kriegs⸗ 
aſſe verguͤtigt. 


H. 1 6. 


Rechte und Für die vollftändige und rechtzeitige Gewährung der Landlieferungen 
Flat und“ (99. 4— 7.) ſind die Kreiſe, für alle anderen Leiſtungen ($$. 3. und 8. bis 12. 
Gemeinden. und 15.) die Gemeinden dem Staate verpflichtet. 
4. Ae e. Id cas, Cu 


0 2. . e. „dar An us Hu) H. 47, 


A Die Gemeinden ſind dagegen berechtigt, ſoweit dies zur Erfuͤllung die⸗ 
5 ſer Obliegenheiten erforderlich iſt, die in ihrem Bezirke belegenen Grundſtuͤcke 
' und Gebäude zu benutzen und ſich noͤthigenfalls zwangsweiſe in deren Beſitz 
u ſetzen. 
0 eine gleiche Berechtigung fteht den Gemeinden gegen ihre Mitglieder zu, 
in Bezug auf alle Gegenſtaͤnde der Kriegsleiſtungen, wenn ſie ſolche auf an⸗ 
dere Art nicht beſchaffen koͤnnen. 

In allen dieſen Fallen find die Gemeinden den Ei enthuͤmern zur Ent⸗ 
ſchaͤdigung verpflichtet, deren Feſtſtellung nach $. 12. erfo gt. 


H. 1 8. 


Sollten in Ausführung vorſtehender Beſtimmungen einzelne Gemeinden 
oder Kreiſe im Verhaͤltniß ihrer Leiſtungsfaͤhigkeit zu hart betroffen werden, 
ſo iſt eine Ausgleichung eintreten zu laſſen, Sache der Kreis⸗ reſp. Provinzial⸗ 
Vertretungen, gegen deren Entſcheidung der Rechtsweg nicht ſtattfindet. 


. $. 19. 


Die dem Staate gehörigen Gebäude und Anſtalten, welche zer Zeit des 
Friedens zur Kaſernirung der Truppen und Unterbrin ung der Pferde derſelben, 

zu Militairlazarethen, Magazinen, Depots, Wachen, Handwerksſtaͤtten und fon- 
ſtigen Garniſonverwaltungszwecken beſtimmt ſind, ſollen auch zur Zeit des 
Krieges von den zuruͤckbleibenden nicht mobilen Truppen, desgleichen von den 
Erſatz⸗ und Beſatzungstruppen zu gleichen Zwecken benutzt werden. 

Truppentheile, welche vor dem Eintritte der Mobilmachung kaſernirt 
waren, verbleiben auch nach der Mobilmachung bis zum Ausmarſche in ihren 
Kaſernen. Offiziere und Mannſchaften bereits mobiler Truppen aus anderen 
Garniſonen können in der Regel nur dann kaſernirt werden, wenn ſie an dem 
Orte des Kantonnements länger als drei Tage verweilen, wenn ferner in den 
Kaſernen neben den gehörig ausgeſtatteten Wohnräumen auch r ein⸗ 

erichtete Koch⸗ und Menage-Anſtalten vorhanden find, und wenn der tägliche 
Bedarf an Verpflegungsgegenſtaͤnden aller Art nach den fir mobile a 
e⸗ 


' t 


= En 


beſtehenden Vorſchriften denſelben entweder aus den Magazinen oder durch 
Vermittelung der betreffenden Ortsbehoͤrden regelmäßig geliefert werden kann. 


: Die Königlichen Dienſtpferde find dagegen ſoviel als möglich immer 
in den vorhandenen und disponiblen öffentlichen Ställen unterzubringen, ſobald 
höhere Ruͤckſichten nicht eine Ausnahme hiervon gebieten. k 


. §. 20. 


Wo eine Servisvergütigung für das den mobilen und nicht mobilen 
Truppen und Milſtairbeamten nach $. 3. 1. verabreichte Naturalquartier von 
dem Tage der Mobilmachung ab den Gemeinden aus der Staatskaſſe nicht 
gewaͤhrt wird, koͤnnen auch die Forderungen der Quartierbeduͤrfniſſe nicht in 
dem Umfange geltend gemacht werden, wie ſie das Servisregulativ vom 
17. März 1810. geftattet; namentlich muß bei Durchmaͤrſchen, in engen Kan⸗ 
tonnements und in belagerten Feſtungen das Militair ſich mit demjenigen be⸗ 
gnuͤgen, was nach Maaßgabe der Orts- und . Verhaͤltniſſe angewieſen 
werden kann, und was die Quartierwirthe zu gew hren vermoͤgen. 


K 25 


Alle Anſpruͤche auf Verguͤtigung von Kriegsleiſtungen ſind, mit den noͤ⸗ Praäkluſpofriſt 
thigen Beſcheinigungen verſehen, bei dem betreffenden Landrathe innerhalb eines für bie de, 
Jahres nach erfolgter Demobilmachung anzumelden. Bergütt 


Die bis dahin nicht angemeldeten Anſpruͤche werden mit dreimonatlichem rich. 5 
Praͤkluſivtermine Öffentlich aufgerufen und nach Ablauf des letzteren, wenn 
— laß bis dahin nicht angemeldet worden ſind, von jeder Befriedigung aus⸗ 
oſſen. 


V. 


Dieſes Geſetz gilt nur für die Dauer des mobilen Zuſtandes der Armee; Suspenſion 
es treten daher während dieſer Zeit alle entgegenſtehenden und namentlich die eg 
auf den Sriedenszuftand gerichteten Beſtimmungen außer Kraft. ng 


H. 23. 


Gegenwärtiges Geſet fritt an die Stelle der Verordnung vom 12. No- 
vember 1850. Auf alle Leiſtungen, welche nach Vorſchrift jener Verordnun 
erfolgt find, finden auch nur die Beſſimmungen derſelben eee re 
gelten für die daraus zu erhebenden Verguͤtigungs-Anſpruͤche die im F. 21. 
angeordneten Praͤkluſivfriſten. 


$. 24. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes und mit der dazu erforderlichen 
(Jr. 3402, 5 In⸗ 


e 


1 


Inſtruktion ſind die Miniſter des Innern ’ der Finanzen und des Krieges be⸗ 
auftragt. 


Urkundlich unter Ahern: Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, den 11. Mai 1851, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. . v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
˖ | v. Raumer. v. Weſtphalen. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Ems Ge 31 Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Ru 18 Decker.) 


